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EU-Verfassung, Grundrechtscharta der EU

1999
Der Europäische Rat tagt in Köln. Er beschließt, eine EU-Charta der Grundrechte aufzustellen. Nach 9 Monaten kam es zum erfolgreichen Abschluss der Beratungen. Beim EU Gipfel in Nizza im Dezember 2000 wurde die Grundrechtscharta der EU feierlich proklamiert

14., 15. Dez. 2001



Tagung des Europäischen Rates in Laeken, Belgien. Der Rat nimmt eine Erklärung zur Zukunft der Europäischen Union an und ebnet damit den Weg für die künftige große Reform der Union. Er beschließt die Einberufung eines Konvents, der die nächste Regierungskonferenz vorbereiten soll. Außerdem fasst er Beschlüsse, die zum einen auf eine Stärkung der Rolle Europas auf internationaler Ebene vor allem bei der Terrorismusbekämpfung abzielen, zum anderen auf den Abschluss der Verhandlungen mit den beitrittsfähigen Ländern vor Ende 2002, damit diese im Jahr 2004 an den Wahlen zum Europäischen Parlament teilnehmen können. Ferner verabschiedet er eine Erklärung zur Einsatzfähigkeit auf dem Gebiet der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik sowie eine Erklärung zur Lage im Nahen Osten.

1. März 2002
Die Eröffnungssitzung des Konvents zur Zukunft der Europäischen Union findet in Brüssel statt.

2003 (Juni/Juli) 
Der EU-Konvent beendete seine Arbeit mit dem Entwurf einer EU-Verfassung

Dez. 2003
Die Staats- und Regierungschefs können in Brüssel vorerst keine Einigung über eine Europäische Verfassung erzielen. 

März 2004
Der Europäische Rat beschließt die Wiederaufnahme der Verhandlungen im Rahmen der Regierungskonferenz.

Juni 2004
Einigung der Staats- und Regierungschefs über einen Vertrag über eine Verfassung für Europa.

Oktober 2004
Die Staats- und Regierungschefs und die EU-Außenminister unterzeichnen den Vertrag über eine Verfassung für Europa.

11. Nov. 2004
Litauen ist der erste Mitgliedsstaat, dessen Parlament der Verfassung zustimmt. 

20. Feb. 2005
Spanien führt eine Volksabstimmung über die Europäische Verfassung durch und ist damit der erste Mitgliedstaat, der abstimmt.

11. Mai 2005
EU-Verfassung wird vom österr. Parl. mit 2/3 Mehrheit angenommen.

Wenn der Vertrag ratifiziert ist und alle Unterzeichnerstaaten dies offiziell mitgeteilt haben (Hinterlegung der Ratifizierungsurkunden) tritt er frühestens Ende 2006, Anfang 2007 in Kraft und wird wirksam.

Erklärung von Laeken zur Zukunft der EU

Zentrales Ergebnis der Tagung des Europäischen Rates in Laeken war die Verabschiedung der Erklärung zur Zukunft der Union (findet sich in der Anlage 1 der Schlussfolgerungen), mit der ausdrücklich der Weg zu einer Verfassung für die europäischen Bürger beschritten wird. 

Darüberhinaus wurden folgende weitere Themen in Laeken behandelt: 

· die politischen Entwicklungen im Nahen Osten

· die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP)

· die Erweiterung der EU

· Terrorismusbekämpfung

· die entwicklungspolitische Zusammenarbeit

· Justiz- und Innenpolitik

· Wirtschafts- und Sozialpolitik ua. 

Die Erklärung von Laeken zur Zukunft der Europäischen Union ist in drei Abschnitte gegliedert und bildet eine tragfähige und umfassende Grundlage für die Arbeiten des Konvents. 

Beim 1. Abschnitt: Europa am Scheideweg handelt es sich um eine einleitende Bestandsaufnahme des europäischen Integrationsprozesses. Die Entwicklung der Europäischen Union von der Gemeinschaft für Kohle und Stahl bis zur heutigen Zeit in der die EU bereits 25 Mitgliedsstaaten umfasst, wird aufgezeigt. In den letzten zehn Jahren wurde vor allem die Zusammenarbeit in den Bereichen Sozialpolitik, Beschäftigung, Asyl, Migration, Polizei, gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik verstärkt. Die EU ist ein großer Erfolg. Zusammen mit Nordamerika und Japan gehört die Union zu den drei wohlhabendsten Regionen der Welt. Durch die Erweiterung der EU und somit die zunehmende Einigung Europas, braucht die EU ein anderes als das vor 50 Jahren verfolgte Konzept. 

Es wird verlangt, dass in der Union die europäischen Organe den Bürgern näher gebracht werden. Die Bürger wünschen von den europäischen Organen weniger Trägheit und Starrheit und fordern vor allem mehr Effizienz und Transparenz. Sie wünschen außerdem eine bessere demokratische Kontrolle. 

Weiters wird von Europa verlangt, dass es sich seiner Verantwortung hinsichtlich der Gestaltung der Globalisierung stellt. Die Rolle, die es spielen muss, ist die einer Macht, die die Verhältnisse in der Welt so ändern will, dass sie nicht nur für die reichen, sondern auch für die ärmsten Länder von Vorteil sind. 

Die Erwartungen des europäischen Bürgers gehen in Richtung eines demokratischen und weltweit engagierten Europa. Die Union soll eine wichtige Rolle auf den Gebieten der Justiz und Sicherheit, der Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität, der Aufnahme von Asylsuchenden und Flüchtlingen, in den Bereichen der Beschäftigung, bei der Bekämpfung der Armut, und in vielen anderen Bereichen spielen. Gleichzeitig denkt der Bürger aber, dass die Union in einer Vielzahl von anderen Bereichen zu bürokratisch handelt. Denn worauf es ankommt, sind mehr Ergebnisse, bessere Antworten auf konkrete Fragen, nicht aber ein europäischer Superstaat oder europäische Organe, die sich mit allem und jedem befassen. 

Im 2. Abschnitt mit dem Titel „Die Herausforderungen und Reformen in einer erneuerten Union“ werden die Fragen und Themen beschrieben, mit denen sich der Konvent im Einzelnen befassen soll. Im Mittelpunkt stehen Fragen der Verteilung und Abgrenzung der Kompetenzen zwischen der Union und den Mitgliedsstaaten, die Vereinfachung der Handlungsinstrumente der Union (ev. durch bessere Definition, Verringerung der Anzahl), die Stärkung von Demokratie, Transparenz und Effizienz sowie die Neuordnung der Verträge einschließlich der Überprüfung der Säulenstruktur. 

Für die Europäische Union gelten zurzeit vier Verträge, in denen die Ziele, Zuständigkeiten und Politikinstrumente der Union verstreut sind. Im Interesse einer größeren Transparenz ist eine Vereinfachung unerlässlich. 

Es sollte außerdem darüber beraten werden, ob die Charta der Grundrechte in den Basisvertrag aufgenommen werden sollte und ob die Europäische Gemeinschaft der Europäischen Menschenrechtskonvention beitreten soll. 

Der 3 Abschnitt befasste sich mit der Einberufung eines Konvents zur Zukunft Europas. 

EU-Konvent

Wie bereits oben ausführlich geschildert, wurde mit der vom Europäischen Rat im Dezember 2001 formulierten Erklärung von Laeken beschlossen, einen Konvent zur Zukunft Europas (EU-Konvent) zu bilden. Das Ziel des EU-Konvents war es, einen Entwurf einer EU-Verfassung zu erarbeiten. 

Der EU-Konvent setzte sich aus 105 Mitgliedern zusammen, nämlich:
· aus dem Vorsitzenden Valery Giscard d’Estaing

· 2 stellvertretenden Vorsitzenden

· 30 Vertretern der nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten

· 26 Vertreter der nationalen Parlamente der Beitrittskandidaten

· 16 Vertreter des europ. Parlaments

· 15 Vertretern der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaten

· 13 Vertretern der Regierungen der Beitrittskandidaten 

· 2 Vertreter der Europ. Kommission

Die österreichischen Mitglieder waren Hannes Farnleitner (ÖVP), Caspar Einem (SPÖ), Reinhard Bösch (FPÖ) und Johannes Voggenhuber (Grüne). 

Das Präsidium des Konvents bilden der Vorsitzende, die beiden stellvertretenden Vorsitzenden und 9 Mitglieder des Konvents. 

Im Juni/Juli 2003 beendete der EU-Konvent seine Arbeit mit dem Entwurf einer EU-Verfassung. 

EU-Verfassung

Was bringt die EU-Verfassung?

· einen einheitlichen Vertrag
· die EU erhält Rechtspersönlichkeit 

· vereinfachte Rechtsakte 

· klare Abgrenzung der Zuständigkeiten

· Aufnahme der Grundrechtscharta im Vertrag 

· Verstärkte Rolle der nationalen Parlamente uw.

Gliederung der EU-Verfassung 

Die EU-Verfassung ist in 4 Teile und die Schlussakte gegliedert:

Teil I enthält die Grundlegenden Verfassungsbestimmungen und ist wiederum in 9 Titel unterteilt. Die Unterpunkte der einzelnen Titel sind die Artikel. Teil 1 enthält 60 Artikel.

Teil II enthält die Charta der Grundrechte und ist in 7 Titel unterteilt (54 Artikel). 

Teil III enthält die Politikbereiche der Union (322 Artikel)

Teil IV enthält die Schlussbestimmungen, Protokolle, sowie die Anhänge I und II (12 Artikel) 

Teil I

Grundlegende Verfassungsbestimmungen

Von Teil 1 werden wir uns nun folgende Artikel von den Titeln I – IV genauer ansehen: Art I-5, Art I-9, Art I-12, Art I-13, Art I-14, Art I-17, Art I-20, Art I-21, Art I-23, 

Art I-24, Art I-26, Art I-28 
Titel I Definitionen und Ziele der Union 

Art I-5 Beziehungen zwischen der Union und den Mitgliedstaaten

(1) Die Union achtet die Gleichheit der Mitgliedstaaten vor der Verfassung sowie die nationale Identität der Mitgliedstaaten, die in deren grundlegender politischer und verfassungsrechtlicher Struktur einschließlich der regionalen und kommunalen Selbstverwaltung zum Ausdruck kommt. Sie achtet die grundlegenden Funktionen des Staates, insbesondere die Wahrung der territorialen Unversehrtheit, die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und den Schutz der nationalen Sicherheit.

(2) Nach dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit achten und unterstützen sich die Union und die Mitgliedstaaten gegenseitig bei der Erfüllung der Aufgaben, die sich aus der Verfassung ergeben. Die Mitgliedstaaten ergreifen alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art zur Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus der Verfassung oder den Handlungen der Organe der Union ergeben. Die Mitgliedstaaten unterstützen die Union bei der Erfüllung ihrer Aufgabe und unterlassen alle Maßnahmen, welche die Verwirklichung der Ziele der Union gefährden könnten.

Titel II Grundrechte und Unionsbürgerschaft

Art I-9 Grundrechte

(1) Die Union erkennt die Rechte, Freiheiten und Grundsätze an, die in der Charta der Grundrechte, die den Teil II bildet, enthalten sind. (Verweis auf Teil II der Verfassung)

(2) Die Union tritt der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und

Grundfreiheiten bei. Dieser Beitritt ändert nicht die in der Verfassung festgelegten Zuständigkeiten der Union.

(3) Die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, sind als allgemeine Grundsätze Teil des Unionsrechts.

Titel III Die Zuständigkeiten der Union

Art I-12 Arten von Zuständigkeiten 

· ausschließliche Zuständigkeiten – nur die EU wird gesetzgeberisch tätig

· geteilte Zuständigkeiten – sowohl Union als auch Mitgliedstaaten können gesetzgeberisch tätig werden und verbindliche Rechtsakte erlassen; die MS dürfen in diesen Bereichen nur dann eigenständig handeln, sofern und soweit die Union ihre Zuständigkeit nicht oder nicht mehr ausübt. 

· Unterstützungs-, Koordinierungs – oder Ergänzungsmaßnahmen – die EU hat keine Harmonisierungsbefugnisse

· Koordinierung der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik
· Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik
Art I-13 Bereiche mit ausschließlicher Zuständigkeit

· Wettbewerbsregeln für das Funktionieren des Binnenmarktes

· Zollunion

· Handelspolitik

· Währungspolitik für die Euro-Staaten

· Bewahrung der biologischen Meeresschätze

· Abschluss internationaler Übereinkünfte (unter bestimmten Voraussetzungen)

Art I-14 Geteilte Zuständigkeit

· Binnenmarkt
· Sozialpolitik hinsichtlich der in Teil III genannten Aspekte
-
Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt

-
Landwirtschaft und Fischerei, ausgenommen die Erhaltung der biologischen  
     Meeresschätze

-
Umwelt

-
Verbraucherschutz

-
Verkehr

-
Energie

-
Raum der Feiheit, der Sicherheit und des Rechts uvm.
Art I-17 Unterstützungs-, Koordinierungs- u. Ergänzungsmaßnahmen

· Schutz und Verbesserung von öffentlicher Gesundheit

· Industrie

· Kultur, Tourismus

· Allgemeine Bildung, Jugend und Sport

· Verwaltungszusammenarbeit

· Katastrophenschutz

Titel IV Die Organe und Einrichtungen der Union

Europäisches Parlament (geregelt in Art I-20)

Zusammensetzung: 750 Abgeordnete (für 5 Jahre durch allgemeine, direkte Wahlenbestimmt)

Das Europäische Parlament wird durch die neue Verfassung deutlich gestärkt. Die Europa-Abgeordneten werden als Vertreter der Bürgerinnen und Bürger Europas in 95 % aller Angelegenheiten gemeinsam mit dem Ministerrat zum Gesetzgeber in der Europäischen Union. 
Weitere Aufgaben: 

· Ausübung der Haushaltsbefugnisse gemeinsam mit dem Ministerrat

· Politische Kontrolle

· Beratungsfunktion

· Wahl des Kommissions- und Parlamentspräsidenten

· Zustimmung zum Kollegium der Kommission, Misstrauensantrag gegen die Kommission

Art I-21 Europäischer Rat

1) Der Europäische Rat gibt der Union die für ihre Entwicklung erforderlichen Impulse und legt die allgemeinen politischen Zielvorstellungen und Prioritäten hierfür fest. Er wird nicht gesetzgeberisch tätig.

(2) Der Europäische Rat setzt sich zusammen aus den Staats- und Regierungschefs der

Mitgliedstaaten sowie dem Präsidenten des Europäischen Rates und dem Präsidenten der

Kommission. Der Außenminister der Union nimmt an seinen Arbeiten teil.

Ministerrat (geregelt in Art I-23)

Der Ministerrat wird gemeinsam mit dem Europ. Parlament als Gesetzgeber tätig und übt gemeinsam mit ihm die Haushaltsbefugnisse aus. Der Ministerrat setzt sich wie bisher aus je einem Vertreter jedes Mitgliedstaats auf Ministerebene zusammen. 

Zusammensetzungen des Ministerrats (geregelt in Art I-24)

Der Rat tagt in verschiedenen Zusammensetzungen. Als Rat „Allgemeine Angelegenheiten“ sorgt er für Kohärenz der Arbeiten des Rates in seinen verschiedenen Zusammensetzungen. Als Rat „Auswärtige Angelegenheiten“ gestaltet er das auswärtige Handeln der Union, setzt sich aus den Außenministern der Mitgliedstaaten zusammen und wird vom neu geschaffenen EU-Außenminister geleitet. Alle übrigen Reformationen wird der Europäische Rat mit qualifizierter Mehrheit festsetzen. 

Europäische Kommission (geregelt in Art I-26)

Zusammensetzung: 

bis 2014: 1 Kommissar aus jedem Mitgliedstaat, Präsident der Kommission, Außenminister der Union

ab 2014: 2/3 der Anzahl der Mitgliedstaaten (System gleichberechtigter Rotation zwischen den Mitgliedstaaten), Präsident der Kommission, Außenminister der Union 

Aufgaben: Außenvertretung der EU (mit Ausnahme der GASP und der übrigen in der Verfassung vorgesehenen Bereiche), Förderung der allgemeinen europäischen Interessen, Initiativrecht, Koordinierungs-, Exekutiv- und Verwaltungsfunkion

Art I-28 Der Außenminister der Union 

(1) Der Europäische Rat ernennt mit qualifizierter Mehrheit mit Zustimmung des Präsidenten der Kommission den Außenminister der Union. Der Europäische Rat kann die Amtszeit des

Außenministers nach dem gleichen Verfahren beenden.

(4) Der Außenminister der Union ist einer der Vizepräsidenten der Kommission. Er sorgt für die Kohärenz des auswärtigen Handelns der Union. Er ist innerhalb der Kommission mit deren Zuständigkeiten im Bereich der Außenbeziehungen und mit der Koordinierung der übrigen Aspekte des auswärtigen Handelns der Union betraut. 
Teil II 

Charta der Grundrechte

Der Europäische Rat hat im Juni 1999 in Köln beschlossen, eine Charta der Grundrechte zu erstellen. Die Initiative dafür ging von der deutschen Bundesregierung aus. Auf dem EU-Gipfel in Nizza wurde sie feierlich proklamiert und mit Inkrafttreten der Verfassung wird sie nun auch rechtsverbindlich sein (bislang konnten die Grundrechte von den einzelnen Bürgern ja noch nicht eingeklagt werden). Die Grundrechtscharta der EU regelt die Grundrechte der EU-Bürger, die bislang unübersichtlich und verstreut in mehreren Rechtsquellen niedergeschrieben waren. Es wird als große integrationspolitische Leistung angesehen, dass sich alle Mitgliedsstaaten binnen weniger Monate auf einen einheitlichen Kanon von Grundrechten einigen konnten. Damit werden die Grundrechte für den Einzelnen transparenter und zugleich werden Identität und Legitimität der EU gestärkt. 

Inhalt der Charta

Die Grundrechtscharta beinhaltet eine Präambel und sieben Titel. An der Spitze steht die Unantastbarkeit der Würde des Menschen, Recht auf Leben, Recht auf Unversehrtheit usw. 

Titel 2 - Freiheiten beschäftigt sich mit dem Recht auf Freiheit und Sicherheit, Achtung des Privat- und Familienlebens, Datenschutz, Recht auf Gedanken-, Gewissens-, Religions-, Meinungs- und Vereinigungsfreiheit, Recht auf Bildung, Berufsfreiheit und Recht zu arbeiten, Eigentumsrecht, Asylrecht… 

Titel 3 – Gleichheit beschäftigt sich mit der Gleichheit vor dem Gesetz, Nichtdiskriminierung, Gleichheit von Frauen und Männern, Minderheitenschutz, Rechte des Kindes…

Titel 4 - Solidarität enthält ua. Bestimmungen bzgl. Umwelt- und Verbraucherschutz, Verbot von Kinderarbeit und Schutz von Jugendlichen am Arbeitsplatz, Familien- und Berufsleben, Gesundheitsschutz…

Titel 5 enthält die Bürgerrechte zB aktives und passives Wahlrecht, Recht auf gute Verwaltung, Recht auf Zugang zu Dokumenten, Petitionsrecht, Diplomatischer und konsularischer Schutz, Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit…

Titel 6 - Justizielle Rechte: Unabhängige und unparteiische Gerichte, Unschuldsvermutung und Verteidigungsrechte, Verhältnismäßigkeit der Bestrafung, Verbot der Doppelbestrafung

Titel 7 enthält allgemeine Bestimmungen über die Auslegung und Anwendung der Charta, zB Anwendungsbereich (die Charta gilt für die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union unter Wahrung des Subsidiaritätsprinzips und für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung des Rechts der Union), Einschränkungen dürfen nur aus Verhältnismäßigkeitsgründen vorgenommen werden. 

TEIL II — DIE CHARTA DER GRUNDRECHTE DER UNION............................................................................... PRÄAMBEL....................................................................................................................................................................... 

TITEL I — WÜRDE DES MENSCHEN........................................................................................................................... 

TITEL II — FREIHEITEN.................................................................................................................................................

TITEL III — GLEICHHEIT............................................................................................................................................... 

TITEL IV — SOLIDARITÄT............................................................................................................................................ 

TITEL V — BÜRGERRECHTE........................................................................................................................................ 

TITEL VI — JUSTIZIELLE RECHTE..............................................................................................................................

TITEL VII — ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN ÜBER DIE AUSLEGUNG UND ANWENDUNG DER CHARTA. 

Die Charta beschränkt sich nicht nur auf die „klassischen“ Freiheitsrechte, sondern stellt den politischen Grundrechten auch soziale, wirtschaftliche und kulturelle Rechte zur Seite – auch wenn es sich teilweise nur um Zielvorstellungen und Handlungsaufträge handelt. Die Charta enthält auch Formulierungen, die den jüngeren Entwicklungen und Herausforderungen Rechnung tragen, zB Verbot des reproduktiven Klonens von Menschen, Datenschutz, Rechte der Kinder uva. 

Wie steht die Grundrechtscharta zur EMRK, die ja in Ö im Verfassungsrang steht und zum nationalen Grundrechtsschutz?

In allgemeinen Vorschriften wird der Grundrechtsstandard der Europäischen Menschenrechtskonvention gesichert. Das heißt, dass Grundrechtscharta und Menschenrechtskonvention nicht gegeneinander ausgespielt werden können. Es wird auch betont, dass man bei der Ausarbeitung der Grundrechtscharta überall dort wo es vergleichbare Artikel der EMRK gab fast wortwörtlich so formuliert habe wie es in der EMRK steht. Es wurde auch sichergestellt, dass keine Bestimmungen der Grundrechtscharta so ausgelegt werden kann, dass das Schutzgebot der EMRK unterschritten wird. Ebenfalls ist sichergestellt, dass ein eventuell weiter reichender nationaler Grundrechtsschutz nicht unterschritten werden kann. Denn die Charta gilt nur für die EU-Politik. Sie bindet generell die europäischen Organe, die nationalen Regierunge aber nur bei der Umsetzung von EU-Recht. Da wo die Charta ein höheres Schutzniveau bietet als der nationale Standard beschreibt, fordert sie eine Angleichung der Mitgliedsstaaten nahezu heraus. 

Charta ist nicht perfekt - Mängel der Charta

· in der Biomedizin ist das reproduktive Klonen von Menschen verboten, nicht aber das Klonen zu therapeutischen Zwecken

· das Umweltgrundrecht ist unzureichend ausgestaltet 

· Minderheitenrechte finden kaum Erwähnung

· die sozialen und wirtschaftlichen Rechte sind lediglich als Handlungsaufträge und Zielvorstellungen formuliert. 

Mehr zur EU-Verfassung findet man im Internet unter:

http://europa.eu.int/constitution
Mehr zur Europäischen Charta der Grundrechte findet man unter:

http://www.europarl.de/aktuell.htm 
http://www.auswaertigesamt.de/www/de/ eu_politik/vertiefung/grundrechtscharta_html 
http://www.bmj.bund.de/mrechte/mrecht_1.htm 
http://www.bma.bund.de/de/europa/ konferenz/anhang/pdf/contrib80.pdf
Kurs: Einführung in die internationalen Dimensionen des Rechts
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Prof. Mag. Dr. Wolfgang Benedek





Referat von Bettina Baldauf








Quelle: http://europa.eu.int (10. Mai 05)





        
      Seite 2

[image: image3.png]d tigen zehn Beitrittslandern sein.
nd schor n jetzt in den Konferenzen mit den

Dezember 2000_15. Dezember 2001 26,

. Februar 2002 20, 3uii 2003 4. Oktober 2003 Mai 2004
Xanvent et den Staas- - Exfinung der Regirungs- Zelvorstellung st
und Reglerungschefs den dle Verabschiedung
der Verfassung im

el 2004

ieBend




